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Man soll ja nicht alles gesundbeten. Aberwennder
Rauch verzogen ist, der spätestens seit der Inter-
vention von Bundeskanzlerin Angela Merkel wie
Weihrauch das ganze Kirchenschiff vernebelt hat,
dannwirdmanvielleicht sehen:DieAffäreumden
Holocaust-Leugner Richard Williamson und seine
drei anderen Pius-„Bischöfe“ hatte auch ihr Gutes.

Wie das? Sicher, einerseits hat das Ende der Ex-
kommunikation der ultratraditionalistischen „Bi-
schöfe“ der katholischen Kirche nach außen und
nach innen sehr geschadet. Da sind, um nur das
Offensichtliche zu nennen, viele Kirchenaustritte,
ein stark belastetes Verhältnis zum Judentum, ein
heftiger interner Streit innerhalb der Kirche, ein
Autoritätsverlust des Papstes, ein PR-Desaster für
den Vatikan und vor allem die Befürchtung, dass
nunKonzilsfeinde undAntisemiten innerhalb der
Kirche wieder hoffähig sind.

Andererseits birgt die Krise auch Zeichen der
Hoffnung. Durch die ganze Affäre wurden Papst
Benedikt XVI. und nicht zuletzt die deutschen Bi-
schöfe dazu gezwungen, sich deutlich zum Zwei-
ten Vatikanischen Konzil und seinen reformorien-

tierten Errungenschaften zu bekennen. Der Papst
wurde, auch dank Merkels Protest und der Kritik
vieler Bischöfe, einmal seinemWolkenkuckucks-
heimentrissen. Ermussteöffentlichzurückrudern
– und womöglich ist er ja auchmal zumNachden-
ken darüber gekommen, mit was für Beratern er
sich umgibt undwo seinewahren Freunde stehen.
Das besondere Staat-Kirche-Verhältnis inDeutsch-
land wurde wieder etwas zurechtgerückt. Im Vati-
kan dürfte klar geworden sein, dass Rom nicht
blind durchs politische Feld stolpern kann, ohne
auch politische Kritik zu erfahren.

Schließlich wird die unsägliche Pius-Priester-
bruderschaft dank des Drucks auf und durch den
Papst dazugenötigt, sich entweder klar zumKonzil
zu bekennen – oder endgültig außerhalb der Kir-
che zu bleiben. Bis dahin bleiben die exkommuni-
zierten „Bischöfe“ suspendiert. Die Pius-Bruder-
schaft insgesamt ist gespalten, ob sie dasKonzil an-
erkennen soll oder nicht. Sollte sie dies doch tun,
wäre das Schisma der Kirche beendet. Dann hätte
die Affäre am Ende doch ihr Gutes gehabt. Ein we-
nig Hoffnung ist angebracht. PHILIPP GESSLER

STREIT ÜBER PIUS-BRUDERSCHAFT KLÄRT FRONTEN IN DER KIRCHE ROMS

Zwang zum Bekenntnis

Was für einemenschenfreundliche Nachricht!
Pünktlich zum Auftakt der Sicherheitskonferenz
erklärt München sich bereit, 17 uigurische Insas-
sen des US-Gefangenenlagers Guantánamo aufzu-
nehmen. Als „frühzeitiges Signal“ an die neue US-
Regierung, sagt Oberbürgermeister ChristianUde.
Wie reizend. Wie unglaubwürdig.

Das Signal des SPD-Politikers richtet sich wohl
weniger an das ferne Washington als an die Adres-
se der Gegnerin imWahlkampf: also an die der
Union. Längst ist Guantánamo zum Zankapfel zwi-
schen Sozialdemokraten und Konservativen ge-
worden. Der Fall der Uiguren beweist, dass die be-
troffenenMenschen dabei nur noch eine unterge-
ordnete Rolle spielen. Diese Gefangenen bedeuten
nämlich kaum ein Sicherheitsrisiko. Nicht einmal
die USA selbst glauben an ihre Schuld.

Guantánamo als Wahlkampfthema erfüllt eine
andere Funktion. Das Lager wird als Lackmustest
für die Frage missbraucht, obman der Sicherheit
oder den Menschenrechten einen größeren Stel-
lenwert einräumt. Punkten lässt sich eventuellmit

beidem. Für eine Feinanalyse kommt es darauf an,
welchen Parteienforschern und welchen Umfra-
genman Glauben schenkenmöchte.

Für den SPD-Kanzlerkandidaten Frank-Walter
Steinmeier dürfte es wunderbar sein, sich als Hü-
ter der Menschenrechte präsentieren zu können –
zumal er im Fall des Bremer Guantánamo-Häft-
lingsMurat Kurnaz keine rühmliche Rolle gespielt
hat. Er sollte seinen Parteifreund Ude zum Essen
einladen. Innenminister Wolfgang Schäublemüss-
te aber auch dankbar für die Chance sein, rasche
Zusagen ein weiteres Mal verweigern zu können
und sich somit als Beschützer der Deutschen vor
allen und allem Fremden zu präsentieren. Viel-
leicht könnte man zu dritt speisen?

Guantánamo-Häftlinge mit ungeklärter Ver-
gangenheit und ungewisser Zukunft würden die
entspannte Atmosphäre wohl nicht stören. Sie sol-
len bei uns ja sowieso nicht reinkommen. Dabei
wäre genau das der wirkliche Lackmustest imHin-
blick auf Menschenrechte: der Umgangmit jenen,
deren Schuld nicht geklärt ist. BETTINA GAUS

MÜNCHENS ANGEBOT ZU AUFNAHME VON UIGUREN IST UNGLAUBWÜRDIG

Guantánamo macht Wahlkampf

Wolfgang Storz hat in den Sozial-
wissenschaften promoviert und war
von 2002 bis 2006 Chefredakteur
der „Frankfurter Rundschau“. Er
lehrt zum Thema „Verhältnis Mas-
senmedien und Politik“ an den Unis
in Kassel und Frankfurt am Main.
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Der britische Investor David
Montgomery ist geschlagen, er
flieht. Montgomery kam als
große Gefahr für Deutschlands
Medien und entpuppte sich als
nützlicher Idiot für deren Verle-
ger.

Weil er in allem ein bisschen
marktradikaler war, ein bisschen
maßloser, diente der große böse
Bube als vorzügliches Versteck
für alle anderen. Nun kann sich
die Heuchelei verziehen, und
siehe da: Alle deutschen Verleger
sparen seit Jahren. Für Synergien
lassen sie bis in den letzten Win-
kel kriechen. Sie arbeitenmit Be-
ratungsfirmenwie der Schickler-
Gruppe zusammen, die mit Hin-
gabe zum Cent Redaktionsarbeit
in industrielle Fertigungsprozes-
se umwandelt. Die WAZ-Medien-
gruppe verabschiedet sich von
Redakteuren und Lokalausga-
ben, Gruner+Jahr legt Wirt-
schaftstitel zusammen. Die Bei-
spiele sind zahlreich. Die deut-
schenVerlegermachten es schon
früher und meist radikaler, als
David Montgomery und sein
Statthalter es bei der Berliner Zei-
tung je wagten.

Wer der Meinung ist, eine Zei-
tung sei ein Wirtschaftsgut wie
ein Papiertaschentuch, der kann
nur Ja sagen. Denn die Verleger
haben recht mit dem, was sie
tun. Ihr bisheriges Geschäftsmo-
dell ist im Prinzip tot. Die Print-

medien, die sich der Aufgabe
stellen, Bürger verständlich, un-
abhängig und vollständig über
wesentliche Vorgänge in dieser
Gesellschaft zu informieren, er-
halten seit Jahrenweniger Anzei-
gen, verlieren Käufer und meist
auch Leser. Dafür gibt es viele
Gründe, einer ist ausschlagge-
bend: Der interessierte Bürger
erhält im Internet – auf Kosten
der Printmedien – das komplette
Informationsangebot komfor-
tabler und vor allem kostenlos.
Was ihn bei der gedruckten Aus-
gabe noch hält, ist die Gewohn-
heit. Und diese stirbt früher als
die Hoffnung, es werde doch
noch alles gut werden.

Es gibt Indizien, dass die Ver-
suche, die Medienkrise sich im
Wortsinne zu ersparen, in einer
neuen Phase sind. Die Verleger
deformieren den Journalismus,
und ihnen wird dabei geholfen.
Symbole markieren diesen Weg.
Die WAZ-Mediengruppe hat die
Dienste von dpa gekündigt; übri-
gens unter Beifall eines nen-
nenswerten Teils der Fachöffent-
lichkeit. Dieser tut, als werde
hier ein Moloch abgeschüttelt,
der die Redaktionen vom Journa-
lismus abgehalten hätte. Und
selbst wenn das alles so stimmte,
etwas anderes ist wichtiger: Die
Dienste dieser Agentur werden
nach Auflage bezahlt; eine große
Zeitung bezahlt mehr, eine klei-
ne Zeitung weniger. Die reiche
WAZ-Mediengruppe zieht sich
aus diesem Solidarmodell zu-
rück, das es bisher kleineren Ver-

lagen und Zeitungen ermöglicht,
eine wenigstens halbwegs leidli-
che nationale und internationale
Berichterstattung ihrem Publi-
kum zu bieten. Die WAZ-Ge-
schäftsführung macht daraus
auch gar keinenHehl: DiesesMo-
dell passt ihr nicht. Das ist eben-
so rational wie in sich schlüssig:
Der Konzern spart Geld und
schwächt zugleich die kleinen
Verlage, sodass er sie anschlie-
ßend billiger einkaufen kann.
Schrumpft da der große, böse
Montgomery nicht zu einem sü-
ßen, dumm-tollpatschigen Da-
vid? Entscheidend ist dabei
nicht, dass ein Manager eine sol-
che Idee gut findet. Entschei-
dend ist, dass die verantwortli-
chen Journalisten des Konzerns
stolz das Urheberrecht für sich
reklamieren.

Das zweite Symbol: Der wich-
tigste Chefredakteur der WAZ-
Mediengruppe ist vor einiger
Zeit zugleich Mitglied der Ge-
schäftsleitung geworden, die der
Geschäftsführung direkt zuar-
beitet. Das dritte Symbol, eben-
falls aus dem innovationsträchti-
gen Hause WAZ: Der neue Chef-
redakteur der Westfälischen
Rundschau – er muss die eben
skizzierte Politik qua Amt mit-
tragen –, ist zugleich Bundesvor-
sitzender der Journalistenge-
werkschaft dju. Anfang Februar
bekräftigt er in einem Interview:
Er werde Vorsitzender bleiben,
Ver.di stütze seine Haltung. Wer
dies kritisiere, der wolle Gewerk-
schaften wohl „zu einer Organi-
sation von vermeintlich zu kurz
Gekommenen“machen.

Diese Beispiele sind Symbole,
weil sie zeigen, wie bundesweit
bedeutsame Journalisten bei
dem Versuch, der Krise der Zei-
tungen mit den Regeln der Be-
triebswirtschaft zu begegnen,
förmlich aus der Rolle fallen.
Und zwar so sehr, dass nicht
mehr klar ist, wer welche Verant-
wortung hat und wer welche In-
teressen vertritt. Es gibt ihnen
nicht einmal zu denken, dass die
Geschäftsführungen und Eigen-
tümer – umgekehrt – diesen Feh-
ler nicht machen. Die nämlich
konzentrieren sich auf das Kern-
geschäft: ihre Interessen durch-
setzen.

Und weil schon Journalisten
über Rollen purzeln, gilt anderes
bereits als selbstverständlich:
dass der Vorstandsvorsitzende
des Springer-Konzerns in seiner
Welt Leitartikel über die Bedeu-
tung des Profits schreibt; dass
der alte Patriarch Alfred Neven-
DuMont auch in seinen Blättern
geistige Orientierung gibt; dass
er so nebenbei verkündet, seine
Frankfurter Rundschaumüsse in
die Mitte rücken – wohin? –, wol-
le sie Erfolg haben; dass der jun-
ge Patriarch Jacob Augstein bei
der linken Wochenzeitung Frei-
tag – wenn auch nur vorüberge-
hend – selbstverständlich Verle-
ger, Geschäftsführer und Mit-
glied der Chefredaktion war. Es
scheint, die Krise düngt betriebs-
wirtschaftlich denkende Patriar-
chen so gut wie patriarchalische
Manager.

Und dort, wo alles ein biss-
chen durcheinander ist, da ha-
ben die verantwortlichen Jour-

nalisten und Verleger keinen
Blick für eine Aufgabe, die auch
angepackt werden sollte: Die
Mehrheit der mittigen Medien
haben im Prinzip und meist
auch im Detail die Linie der
marktradikalen Politik mitgetra-
gen, die gegenwärtig zum Desas-
ter führt. Um der eigenen Glaub-
würdigkeit willen wäre es eine
Unterhaltung über die Frage
wert, was das über den deut-
schen Journalismus zu sagen
hat.

Nun können diese Anmerkun-
gen in die Mülltonne geworfen
werden – wenn diese Medien ein

Wirtschaftsgut sind. Wer jedoch
unverändert davon ausgeht, dass
sie janusköpfig, dass sie Wirt-
schaftsgut und öffentliches Gut
sind, der muss versuchen, auch
in Krisenzeiten diesem Dop-
pelcharakter gerecht zu werden.
Konkret: In der Welt der dieser
Gesellschaft verantwortlichen
Medien dürfen Betriebsrat und
Gewerkschaft nicht alles der so-
zialen und die Manager nicht al-
les der betriebswirtschaftlichen
Frage unterordnen. Sie sollten
beide gleichrangig die publizisti-
sche Frage beachten, bei der es
um Unabhängigkeit, um Mei-
nungs- und Pressevielfalt geht.
Wer sich diesem Anspruch nicht
praktisch stellt, der wird zwangs-
läufig vom Sanierer eines Me-
dienunternehmens zum Abde-
cker des Qualitätsjournalismus.

Es scheint, dass beide Seiten
unter den heutigen Strukturen
dies nicht tun wollen und kön-
nen.Wenndies so ist, dann ist die
Krise der Zeitungen so schlimm
und wichtig wie die der Holzin-
dustrie. Dann ginge es nicht
mehr darum, die Printmedien
dieser Verleger zu retten, son-
dern um die Frage, wie ein für
diese Gesellschaft unverzichtba-
rer guter Journalismus aus die-
senVerhältnissen befreit werden
kann. Das ist keine Antwort, aber
die wichtigste Frage zur Krise.

WOLFGANG STORZ

Journalismus untermMesser
Die Krise der Medien ruft die Patriarchen auf den Plan: Sie versuchen die Verlagshäuser
nach betriebswirtschaftlichen Kriterien zu sanieren. Die Meinungsvielfalt ist kein Thema

Die zentrale Frage zur
Krise: Wie lässt sich
der Journalismus sa-
nieren, damit er wie-
der anWert gewinnt?

Die WAZ-Gruppe kün-
digt die dpa-Dienste.
Das ist keine Rück-
kehr zumQualitäts-

journalismus

die anderen zur konjunkturpolitik von frankreichs präsident sarkozy

Die Pariser Zeitung Le Figaro kommentiert:
Präsident Sarkozy hat mit Macht für eine gemein-
same Haltung Europas zugunsten einer internati-
onalen Marktregulierung plädiert. Und für eine
gemeinsame Haltung im Kampf gegen die Steuer-
paradiese, der Kontrolle der Aktienhändler und
der Stärkung des IWF. Er glaubt, dabei die Unter-
stützung Angela Merkels und die aktive Kompli-
zenschaft Präsident Obamas zu besitzen. Selbst
wenn sich Sarkozy in dieser Frage übermäßig opti-
mistisch zeigt, so hat er doch klar die großeWende
seiner Amtsperiode eingeleitet. Die Krise ver-
pflichtet zu einer Rückkehr des Staates in den
Volkswirtschaften aller entwickelter Länder.

Die Zeitung Libérationmeint dagegen:Die Kri-
tiker des Sarkozy-Plans zur Konjunkturankurbe-
lung hatten also nicht Unrecht. Und die hundert-
tausenden Demonstranten vergangene Woche
auch nicht. Mit seiner sozialen Rede, der Stigmati-
sierung der extravaganten Bezahlungen mancher
Manager und der Gegenüberstellung der Bankzin-
senundderHilfen für die Ärmstenhat Sarkozy die
Zügel gelockert. Pragmatisch gibt er jetzt zu, dass
man auch die Kaufkraft und den Konsum fördern
muss. Er entfernt sich zumindest verbal von der li-
beralen Kultur, die seine Ursprünge kennzeichnet.
Die Weltkrise und der Zusammenbruch des Wett-
bewerbs zwingen zu diesemWandel.

Jetzt alsodoch:DieneuenExportsubventionender
Europäischen Union gibt es auch für Milchausfuh-
ren in Entwicklungsländer. Obwohl das wichtige
EU-Mitglied Deutschland vorher versprochen hat-
te, dass die armen Staaten verschont würden. Das
ist mindestens eine Blamage für die deutsche
Agrarministerin Ilse Aigner (CSU), aber vor allem
eine schlechte Nachricht für die Milchbauern in
den Entwicklungsländern.

Die Landwirte etwa in Afrika werden eh schon
darunter leiden, dass die EU wegen der Subventio-
nenmehr Milch auf den Markt kippt. Denn so set-
zen die Europäer die ohnehin schon drastisch ge-
fallenen Preise weltweit noch stärker unter Druck.
Das ist allgemein bekannt undwurde nach der An-
kündigung der Beihilfen hinreichend verurteilt.
Zu den wenigen Befürwortern der Subventionen
gehört vor allem die traditionelle Agrar- undMol-
kereilobby – ihre Mitglieder profitieren ja auch
von den Zahlungen aus Brüssel.

Überzeugende Gegenargumente hat die Agrar-
ministerin Aigner bisher nicht vorgebracht. Ent-

wicklungsorganisationen und andere Kritiker ver-
suchte sie aber zumindest mit der Ankündigung
zu besänftigen, die Subventionen nur für Lieferun-
gen in Länder wie Russland und China zu verge-
ben. Das hätte den Schaden für die lokalenMärkte
in den armen Staaten wenigstens etwas begrenzt.
Schließlichhättendie Europäer somit ihrenkünst-
lich niedrigen Preisen den einheimischen Produ-
zenten zumindest nicht direkt Konkurrenz ge-
macht.DaswäreeinschwacherTrostgewesen,aber
immerhin.

Zwar legt die EU fest, welche Länder von den Ex-
portsubventionen ausgenommen werden. Doch
Deutschland als größtes Mitgliedsland hat bei die-
sen Entscheidungen ein gewichtiges Wörtchen
mitzureden. Entweder hat Aigner sich nur öffent-
lich, aber nicht offiziell für ein Verbot von Subven-
tionen für Exporte in Entwicklungsländer einge-
setzt. Dannhätte sie dieÖffentlichkeit irregeführt.
Oder sie hat in Brüssel gekämpft, aber sich nicht
durchsetzen können. Das wäre peinlich für sie.

JOST MAURIN

DIE EU MACHT MILCHBAUERN IN ENTWICKLUNGSLÄNDERN DAS LEBEN SCHWER

Die Zeche zahlt Afrika
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